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Sdiriitlicher Bericht 

des Ausschusses für das Bundesvermögen 
(23. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des ERP-Investitionshilfegesetzes 

— Drucksache V/2626 — 


A. Bericht der Abgeordneten Dr. Freridis und Lange 


Der Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
ERP-Investitionshilfegesetzes ist dem Deutschen 
Bundestag von der Bundesregierung mit Schreiben 
vom 28. Februar 1968 zugeleitet worden. Der Deut- 
sche Bundestag hat in seiner 159. Sitzung am 
13. März 1968 den Gesetzentwurf nach erster Lesung 
ohne Aussprache an den Ausschuß für das Bundes- 
vermögen als federführenden Ausschuß, sowie an 
den Haushaltsausschuß und den Ausschuß für Wirt- 
schaft und Mittelstandsfragen zur Mitberatung über- 
wiesen. 

Der Ausschuß für das Bundesvermögen hat sich 
am 26. März und 19. Juni 1968 mit dem Gesetzent- 
wurf befaßt, nachdem der Bundesrat am 23. Februar 
1968 gemäß § 76 Abs. 2 GG Stellung genommen 
hat. Der Bundesrat hat gegen den Gesetzenwurf 
keine Einwendungen erhoben. 

Der mitberatende Ausschuß für Wirtschaft und 
Mittelstandsfragen und der Haushaltsausschuß 
haben den Gesetzentwurf am 9. Mai 1968 behandelt. 

I. Das Beratungsergebnis 

Der Wirtschaftsplan des ERP-Investitionshilfe- 
gesetzes vom 17. Oktober 1967 in der Fassung des 
o. a. Gesetzentwurfs für das Rechnungsjahr 1968 
wird in Einnahme und Ausgabe auf 280 355 000 DM 
festgestellt. Er gliedert sich in I — Einnahme — in 
5 Titel, in II — Ausgabe — in 4 Titel. 

In I — Einnahme — sind in Tit. 1 250 000 000 DM 
aus Krediten verbucht. In Tit. 2 werden Zinsen aus 
Darlehen, Bankguthaben, Wertpapieren, sonstigen 
Anlagen usw. 12 350 000 DM, in Tit. 4 als Zuführung 
aus dem Bundeshaushalt 18 000 000 DM und in Tit. 5 
vermischte Einnahmen in Höhe von 5000 DM ver- 
anschlagt. Die in Tit. 2 und 4 veranschlagten Mittel 
sind zur Verzinsung der im Rahmen des ERP- 
Investitionshilfegesetzes aufgenommenen Kredite 
notwendig. 


Auf der Ausgabenseite — II — sind in 
Tit. 1 zur Finanzierung von Investitionsvorhaben 
250 000 000 DM, in Tit. 2 zur Verzinsung der Kre- 
dite 30 350 000 DM und für vermischte Ausgaben 
5000 DM veranschlagt. 

Die Leertitel in I Tit. 3 und II Tit. 3 sind er- 
forderlich, um vorzeitige Tilgungen oder Rück- 
flüsse innerhalb ansonsten tilgungsfreier Jahre auf- 
zunehmen. 

Die Beträge über die Verzinsung (II, Tit. 2) und 
die Zinsen aus Darlehen (I, Tit. 2) sowie die Zufüh- 
rung aus dem Bundeshaushalt (I, Tit. 4) umfassen 
die Zinsleistungen für die 500 Millionen DM Finan- 
zierungsmittel nach dem ERP-Investitionshilfegesetz 
vom 17, Oktober 1967 sowie die 250 Millionen DM 
Finanzierungsmittel nach dem o. a. Änderungs- 
gesetz. 

Zu Artikel 1 

Durch Artikel 1 wird in § 1 des ERP-Investitions- 
hilfegesetzes vom 17. Oktober 1967 ein neuer Ab- 
satz 2 eingefügt, nach dem der Bundesschatzminister 
ermächtigt wird, weitere 250 Millionen DM im 
Wege des Kredits zu beschaffen. Die Mittel in Höhe 
von 250 Millionen DM werden jedoch nicht wie die 
500 Millionen DM für Vorhaben im gesamten Bun- 
desgebiet zur Verfügung gestellt, sondern auf Vor- 
haben in folgenden Strukturgebieten beschränkt: 
Steinkohlenbergbaugebiete, Land Berlin, Zonenrand- 
gebiet, Bundesausbaugebiete und Bundesausbau- 
orte. 

Zu Artikel 2 

Die Mittel werden in einem gesonderten Wirt- 
schaftsplan im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister der Finanzen veranschlagt. 

Für das Rechnungsjahr 1968 wird der Wirtschafts- 
plan in Einnahme und Ausgabe auf 280 355 000 DM 
festgestellt. 
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IL Beratungen 

Der Ausschuß für das Bundesvermögen begrüßt 
die Initiative der Bundesregierung, durch das Ande- 
rungsgesetz die Mittel für die ERP-Investitionshilfe 
um weitere 250 Millionen DM zu erhöhen. Abwei- 
chend von der Regelung über die Verteilung der 
500-Millionen-DM-Investitionshilfe sollen die neu 
bereitzustellenden Mittel ausschließlich in Problem- 
gebiete fließen. Das entspricht den politischen Vor- 
stellungen des Ausschusses. Die Mittel sollen auf die 
einzelnen Lander nach der Bevölkerungszahl in den 
Problemgebieten (Steinkohlenbergbaugebietc, Ber- 
lin, Zonenrandgebiet, Bundesausbaugebiete und 
-orte) aufgeteilt werden. 

Neben den kommunalen Investitionsvorhaben 
können auch Einzelprojekte der Luft- und Wasser- 
rcinigung privater Unternehmen gefördert werden. 
Der Ausschuß hat aus dem Bericht des Bundes- 
schatzministers über die Durchführung des 500-Mil- 
lionen-DM-Programms entnommen, daß von 1706 
Anträgen nur 48 auf Luft- und Wasserreinigung pri- 
vater Unternehmen entfallen. Dieser Anteil erscheint 
dem Ausschuß unzureichend. Er hat deshalb vor- 
geschlagen, als Ersatzprojekte im 500-Millionen- 
DM-Programm vorrangig Luft- und Wasserreini- 
gungsvorhaben privater Unternehmen zu berück- 
sichtigen. Die Länder sind dieser Anregung in star- 
kem Maße gefolgt. Der Ausschuß stellt nunmehr 
mit Befriedigung fest, daß der Bundesschatzminister 
in den Richtlinien zu dem Änderunggesetz eine 
feste Quote von 10 L o der Mittel für Vorhaben der 
Luft- und Wasserreinigung privater Unternehmen 
vorsieht. 

Die Anträge auf ERP-Investitionshilfedarlehen 
waren dem Bundesschatzminister über die Länder bis 
zum 30. April 1968 einzureichen. Der Ausschuß hat 
sich darüber informiert, daß die Anträge zügig be- 
arbeitet worden sind. Die Antragsteller haben die 
Zusagen so rechtzeitig bekommen, daß die Aufträge 
bis zum 15. Juni 1968 vergeben werden konnten. 
Der Ausschuß erwartet, daß diese Frist eingehalten 
wird und wird sich nach § 3 Abs. 2 des ERP-Investi- 
tionshilfegesetzes hierüber vom Bimdesschatzmini- 
ster berichten lassen. 

Die Richtlinien des ßiindesschatzministers sehen 
vor, daß nur bestimmte Investitionsvorhaben geför- 
dert werden, und zwar: 

V erkchrsinvestitionen 
Wasserversorgung 
Luft- und Wasserreinigung 
Erschließung von Industriegelände 
Einrichtungen für den Fremdenverkehr 
Krankenhäuser und soziale Einrichtungen 
Schulen und Sportanlagen sowie 
Vorhaben, die Bestandteile der Struktur- 
programme Ruhr oder Saar sind. 

Der Ausschuß ist der Ansicht, daß die Förderung 
dieser Vorhaben strukturpolitisch erwünscht ist. 


Der federführende Ausschuß hat die Stellung- 
nahme der mitberatenden Ausschüsse eingeholt. Der 
Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen hat 
mit Schreiben vom 9. Mai 1968 seine Stellungnahme 
mitgeteilt, die im Nachfolgenden zitiert wird: 

„Sehr geehrter Herr Kollege! 

Der Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstands- 
fragen stimmt dem Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des ERP-Investitionshilfegesetzes zu. 
Die Bundesregierung sollte zusätzlich in einer 
Entschließung aufgefordert werden, bei der 
Durchführung der Programme darauf zu achten, 
daß die Länder unter Berücksichtigung ihrer 
Finanzkraft sich angemessen, etwa entsprechend 
ihres Anteils am 500-Millionen-DM-Programm 
beteiligen. 

Mit kollegialen Grüßen 
Dr. W. A. Menne" 

Der Haushaltsausschuß hat mit Schreiben vom 
9. Mai 1968 folgende Stellungnahme abgegeben: 

„Sehr geehrter Herr Kollege! 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner heutigen 
Sitzung dem Gesetzentwurf ■ — Drucksache 
V/2626 — zugestimmt. Der Haushaltsausschuß 
hat jedoch festgestellt, daß der in I. Einnahme 
Titel 4 — Zuführung aus dem Bundeshaus- 
halt — eingesetzte Betrag in Höhe von 
19 875 000 DM nicht mit dem im Bundeshaushalt 
1968 bei Einzelplan 60 Kapitel 60 02 Titel 630 
ausgebrachten Ansatz von 18 000 000 DM über- 
einstimmt, Der Vertreter des Bundesministers 
der Finanzen hat in der Sitzung erklärt, daß 
durch die verspätete Verabschiedung des Ge- 
setzes der niedrigere Ansatz ausreichen werde. 
Es wird deshalb vorgeschlagen, den im ERP- 
Investilionshilfegesetz veranschlagten Betrag 
dementsprechend zu ändern. Daraus ergäbe sich 
auch eine Änderung des gesamten Zahlenwer- 
kes, die sich auch auf die Vorschrift des Arti- 
kels 2 des Gesetzentwurfs auswirkt. 

Mit kollegialem Gruß 
Schoettle" 

Aufgrund der Stellungnahme des Haushaltsaus- 
schusses hat der Ausschuß für das Bundesvermögen 
am 19. Juni 1968 die Beratungen wieder aufgenom- 
men; er ist hierbei den Empfehlungen des Haus- 
haltsausschusses nachgekommen. Der Ausschuß kann 
mit Befriedigung fcststellen, daß sich die Länder wie 
bei dem 500 Mio-Programm auch an diesem Pro- 
gramm in einem ausreichendem Umfang an der 
Finanzierung der Investitionen beteiligt haben. 

Der Ausschuß bittet den Bundestag, dem von ihm 
einstimmig angenommenen vorliegenden Gesetzent- 
wurf ziizustimmen und in diese Zustimmung auch 
den Bericht des Ausschusses, wie das auch bei den 
Berichten zu den ERP-Wirtschaftspläncn üblich ist, 
einzubezichen. 


Bonn, den 19. Juni 1968 

Dr. Frerichs Erwin Lange 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/2626 — in der 
aus der Anlage ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 19. Juni 1968 

Der Ausschuß für das Bundesvermögen 

Junghans Dr. Frerichs Erwin Lange 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des 23. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des ERP-Investitionshilfegesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Artikel 1 

In § 1 des ERP-Investitionshilfegesetzes vom 

17. Oktober 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 989) wird 
folgender Absatz 2 eingefügt: 

„( 2 ) Der Bundesschatzminister wird ferner er- 
mächtigl, bis zur Höhe von 250 Millionen Deutsche 
Mark Geldmittel im Wege dos Kredits zu b(?schal- 
fen zui’ Finanzierung von Vorhaben im Sinne des 
Absatzes 1 in den nachslehend genannten Gebie- 
ten: Steinkohlenbergbaugebiete, Land Berlin, Zo- 
nenranclgebiet, Bundesausbaugebiete und Bundes- 
au sbauorte." 

Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

Artikel 2 

In § 2 wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Der als Anlage diesem Gesetz beigefügte 
Wirtschciftsplan für 1968 wird in Einnahme und 
Ausgabe auf 280 355 000 Deutsche Mark feslge- 
stellt." 

Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Anlage 

Wirtschaftsplan 

gemäß § 2 Abs. 2 des ERP-Investitionshilfegesetzes 
vom 17. Oktober 1967 

in der Fassung vom (Bundesgesetzbl. IS....) 

für das Rechnungsjahr 1968 


Tit. 

1968 

Tit. 

1967 

Gegenstand 

Betrag für 1968 
DM 

Betrag für 1967 
DM 

1 

2 

3 

4 

5 



I. Einnahme 



1 

1 

Einnahmen aus Krediten 

250 000 000 

500 000 000 

2 

2 

Zinsen aus Darlehen, Bankguthaben, Wertpapieren, 





sonstigen Anlagen usw 

12 350 000 

4 995 000 

3 

3 

Tilgungen von Darlehen und sonstige Rückflüsse . . . 

— 

— 

4 

4 

Zuführung aus dem Bundeshaushalt 

18 000 000 

7 500 000 

5 

5 

Vermischte Einnahmen 

5 000 

5 000 



Summe Einnahmen . . 

280 355 000 

512 500 000 



II. Ausgabe 



1 

1 

Finanzierung von Investitionsvorhaben 

250 000 000 

500 000 000 

2 

2 

Verzinsung der Darlehen 

30 350 000 

12 495 000 

3 

3 

Tilgung der Darlehen 

— 

— 

4 

4 

Vermischte Ausgaben 

5 000 

5 000 



Summe Ausgaben . . . 

280 355 000 

512 500 000 



Abschluß 





Einnahmen 

280 355 000 

512 500 000 



Ausgaben 

280 355 000 

512 500 000 


Erläuterungen 

6 


I. Einnahme 

Zu Tit. 1 

Gemäß § 1 Abs. 2 des ERP-Investitionshilfegesetzes 

vom 17. Oktober 1967 in der Fassung vom 

können Geldmittel bis zur Höhe von 250 000 000 DM 
iin Wege des Kredits beschafft werden. 

Zu Tit. 2 

Veranschlagt sind Zinsen 

a) für Darlehen, 

b) aus der zwischenzeitlichen Anlage der Kredit- 
mittel. 

Zu Tit. 4 

Nach § 1 Abs. 3 des ERP-Investitionshilfegesetzes 

vom 17. Oktober 1967 in der Fassung vom 

erstattet der Bundesminister der Finanzen aus dem 
Bundeshaushalt den Unterschiedsbetrag zwischen 
den aufgekommenen Zinsen und den zu zahlenden 
Zinsen. 


11. Ausgabe, 

Zu Tit. 1 

Gemäß § 1 Abs. 2 des ERP-Investitionshilfegesetzes 

vom 17. Oktober 1967 in der Fassung vom 

können bis zu dieser Höhe Darlehen gewährt wer- 
den. 

Zu Tit. 2 

Veranschlagt sind Zinsen für aufgenommene und 
noch aufzunehmende Kredite. 

Zu Tit. 4 

Der Betrag ist geschätzt. 


Zu Tit. 5 

Der Betrag ist geschätzt. 



